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Roman Berger

Leitmedien und Konsensfabriken
Ein Blick auf die US-Medienlandschaft

Es war eine peinliche Fehlleistung. Und dies in der angeblich besten Zei-

tung der Welt. Am 21. April 2014 veröffentlichte die Afewr York Times (NYT)
auf der Frontseite eine Exklusivstory mit dem Titel «Photos Link Masked
Men in East Ukraine to Russia». Die Bilder sollten beweisen, dass russi-
sches Militär in der Rebellion der Ostukraine direkt involviert sei und eine

getarnte russische Invasion bevorstehe. Nach kritischen Reaktionen aus
der Öffentlichkeit sah sich die Redaktion zu einem Rückzieher veranlasst.
Sie musste der Leserschaft mitteilen, dass die Zeitung das Bildmaterial
aufgrund eines Lecks im US-Aussenministerium erhalten hatte. Dort, so

entschuldigte die Redaktion ihren Fehler, habe man die Fotos mit falschen
Legenden versehen. Die Ombudsfrau der NYT, Margaret Sullivan, tadelte
jedoch die Redaktion, sie hätte die Echtheit der Bilder überprüfen müssen.'

Die Fotoreportage der NYT war «big news». Die internationalen Nach-
richtenagenturen berichteten darüber. Zudem war die Reportage am glei-
chen Tag erschienen, als US-Vizepräsident Joe Biden nach Kiew reiste. Der
Rückzieher der NYT erfolgte aber erst drei Tage später, versteckt auf den
hinteren Seiten. Die Rüge der Ombudsfrau wurde nur online veröffent-
licht. Das heisst, nur ein kleiner Teil der Leserschaft und der Öffentlichkeit
erfuhr, dass die Bildreportage gefälscht war. Die «Verwechslung» der Bil-
der und Legenden kann aber auch anders interpretiert werden: Die NYT
wurde vom US-Aussenministerium bewusst instrumentalisiert, weil sie

weltweit ein Leitmedium ist.
Diese Ansicht vertritt der Enthüllungsjournalist Robert Parry*. Für ihn

ist das Verhalten der NYT in der Berichterstattung über den Ukraine-Kon-
flikt keine einmalige Fehlleistung. Parry erinnert an die unrühmliche Rol-
le der Zeitung, als sie sich nach den Anschlägen vom 11. September 2001 von
der Regierung George W. Bushs instrumentalisieren liess und behauptete,
der Irak besitze Massenvernichtungswaffen. Gegenüber den Leserinnen
entschuldigte sich die NYT 2004 für ihr unkritisches Verhalten. Im Zent-
rum der Kritik stand aber der «eingebettete Journalismus», der sich von
den Spin-Doctors der Bush-Regierung von einer «vierten Gewalt zu einer
vierten Front» umfunktionieren liess, wie es Tommy Franks, der Oberbe-
fehlshaber der US-Truppen im Irak, ausdrückte. Der US-Journalismus als
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Institution stürzte in eine Glaubwürdigkeitskrise, von der er sich bis heute
noch nicht erholt hat.

Verantwortlich für die manipulierte Berichterstattung über den Irak-
krieg waren nicht nur die Journalisten sondern auch die Verlagsmanage-
rinnen und TV-Bosse. Sie hatten Angst, gegen den patriotischen Main-
stream schwimmen zu müssen und dadurch Leserinnen, Zuschauer und
Werbung zu verlierend

Bereits 1982 war die NYT in die Schlagzeilen geraten, als ihr in Zentral-
amerika stationierter Reporter, Raymond Bonner, über ein Massaker in El
Salvadors Bürgerkrieg mit gegen tausend Todesopfern berichtete. Das Bri-
sante an Bonners Story: Er konnte belegen, dass für das Morden, dem viele
Frauen und Kinder zum Opfer gefallen waren, ein Elitebatallion verant-
wortlich war, das von amerikanischen Militärberatern ausgebildet wor-
den war. Das störte die Regierung von Ronald Reagan, die überzeugt war,
in Zentralamerika entscheide sich, ob das «Imperium des Bösen» besiegt
werden könne. Unter dem Druck Washingtons und von einflussreichen
Medien wie dem WaZZ Street /onrnaZ gab der damalige Chefredaktor der
NYT, Abraham Michael Rosenthal, nach und rief Raymond Bonner aus
Zentralamerika zurück. Er versetzte ihn in die Wirtschaftsredaktion der

Zeitung/
Bis heute gelten in Europa die NYT und die Washington Post (WP) wegen

ihrer Vietnam-Berichterstattung (Pentagon Papers) und der Watergate-
Affäre als Vorkämpfer des investigativen Journalismus. Das waren aber
Ausnahmen. Viele politische Skandale gelangten in den USA nur an die Öf-

fèntlichkeit, weil mutige Journalistinnen (beispielsweise Seymour Hersh
mit seiner Enthüllung des My-Lay-Massakers) allein und ohne Unterstüt-
zung der grossen Medien ihre Arbeit machten.

Die fünf Filter der Konsensfabrik
Eine Art Gegenentwurf zur vorherrschenden Meinung über Amerikas Leit-
medien leistete die Studie von Noam Chomsky und Edward S. Herman/
Chomsky, ein Linguist und Medienkritiker, sowie der Ökonom und Me-
dienanalyst Herman beschrieben in den ig8oer-Jahren, also noch zur Zeit
des Kalten Krieges, wie in den USA die Medien ein Propagandasystem bil-
den und einen Konsens im Interesse der Oberschicht herstellen konnten,
ohne dabei den demokratischen Prozess zu stören. Den beiden Forschern
boten die Befreiungskriege in Zentralamerika und der Krieg in Indochina
viel Belegmaterial. Laut Chomsky und Herman funktioniert die «Konsens-
fabrik» (englischer Buchtitel: Mann/acznring Consent) folgendermassen:
Kritische politische Fragen werden ausgesondert, während banale, aber

spektakuläre Informationen in den Mittelpunkt gerückt werden. In ihrem
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Propagandamodell sehen sie fünf Filter am Werk, die auch in jeder ande-
ren entwickelten Mediengesellschaft vorhanden sind.

1. Die Bestteer:Als der Publizistikprofessor und ehemalige Redaktor der WP,
Ben H. Bagdikian, vor dreissig Jahren sein Buch The Media Monopoly" ver-
öffentlichte, warnte er vor einer dramatischen Zusammenballung der Me-
dienmacht in den USA: Fünfzig Unternehmen, so der damalige Dekan der
Journalistenschule der Universität Berkeley, entschieden darüber, was
Amerika lese, höre und sehe. In der letzten, im Jahr 2006 erschienenen Fas-

sung kommt der Autor noch auf fünf Konglomerate, welche die Medien für
mehr als 300 Millionen Amerikanerinnen kontrollieren. Nach aussen tre-
ten die Giganten Viacom (CBS), Disney (ABC), General Electric/NBC, Time
Warner und News Corporation/Fox News (Rupert Murdoch) weiterhin als
Konkurrenten auf. Doch untereinander sind die Oligopolisten durch Joint
Ventures verbunden und über gemeinsame Verwaltungsräte persönlich
miteinander verbandelt.

Eine Konzentration auf einige wenige Grosskonzerne heisst aber nicht,
dass auch das Angebot abnimmt. Im Gegenteil. Immer weniger Anbieter
produzieren immer mehr Angebote. Sie täuschen damit aber nur mehr
Medienvielfalt und Wettbewerb vor. Was Medienkonzentration bedeutet,
hat der konservative Kolumnist William Safire auf den Punkt gebracht:
«Wir haben immer mehr Medienkanäle, aber immer mehr Einheitsbrei
und weniger Auswahl.» Der langjährige NYT-Mitarbeiter spricht hier auch
ein Grundproblem der amerikanischen Politik an: die fehlenden politi-
sehen Alternativen. Die enge ideologische Bandbreite der US-Medien ist
eine Erklärung dafür.

Die Mainstream-Medien geben fast nur die Positionen der beiden gros-
sen Parteien, der Demokraten und Republikaner, wieder. Die Meinungen
jener Amerikanerinnen, die nicht in diesem engen Meinungsspektrum
Platz haben, kommen kaum zu Wort. Zum Beispiel die Stimmen, die gegen
die wachsende Armut, den Drohnenkrieg oder gegen die «erweiterten Ver-
hörtechniken» (Folter) protestieren. Für Amy Goodman vom alternativen
Radio Democracy noio ist diese schweigende Mehrheit in Wirklichkeit
«eine zum Schweigen gebrachte Mehrheit».' Gehör verschafft sich dieses
andere Amerika in Zeitschriften wie The Afafion, The Progressive oder /n
These Times, die aber Nischenprodukte mit kleinen Auflagen geblieben
sind.

2. Die PmrcahmeguelZem Als Chomsky und Herman die Konsensfabrik ana-
lysierten, war die Herausgabe von Zeitungen noch ein höchst profitables
Business, dank der Werbung, die den Journalismus jahrzehntelang quer-
subventionierte. Das auf Werbeeinnahmen basierende Geschäftsmodell
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Zeitung funktioniert heute nicht mehr. Die Inserate für offene Stellen, Im-
mobilien und Autos erscheinen heute auf Internetportalen, die mit Jour-
nalismus nichts zu tun haben.

Wegen fehlender Einnahmequellen sind auch die Redaktionen der füh-
renden Leitmedien NYT und WP stark ausgedünnt worden, viele traditio-
nelle Titel existieren nicht mehr. 1989 arbeiteten 59000 fest angestellte
Journalistinnen bei Zeitungen, 2013 waren es noch rund 30000. Die Ein-
nahmen aus der noch übrig gebliebenen Werbung, aus Abonnements,
Spenden oder von grossen Sponsoren reichen nicht mehr aus, um einen
Journalismus mit qualitativ hochstehender lokaler, nationaler und inter-
nationaler Berichterstattung zu finanzieren. Auch im Internet gibt es kei-
ne wirtschaftliche Basis für guten, umfassenden Nachrichtenjournalis-
mus.

In einer viel beachteten Erklärung während einer Anhörung vor dem

US-Repräsentantenhaus sagte Michael J. Copps, ein langjähriges Mitglied
der amerikanischen Medienaufsichtsbehörde Federal Communications
Commission: «Journalismus ist ein öffentliches Gut und muss durch öf-
fentliche Mittel unterstützt werden.»® Diese Auffassung steht jedoch im Ge-

genwind zu der herrschenden politischen Grosswetterlage in Washington.
Nicht mehr, sondern (noch) weniger oder überhaupt keine Steuergelder für
die öffentlich unterstützten Medien (das Radio AJPflund der TV-Kanal PßS)

heisst die Devise im von den Republikanern beherrschten Kongress.
Bereits jetzt lassen sich die USA die Unterstützung der Pressefreiheit

nur bescheidene 450 Millionen US-Dollars im Jahr kosten. Zum Vergleich:
Allein das Pentagon gibt mehr als zehnmal so viel für Eigenwerbung bzw.

Propaganda aus. Pro Kopf der Bevölkerung erhalten AJPR und PßS ganze 1,4

US-Dollar, was etwa hundertmal weniger ist, als Grossbritannien oder Dä-
nemark pro Kopf ausgeben.

Die freiesten Medien existieren in jenen Ländern, wo sie am meisten
staatliche Subventionen erhalten, entgegnen Verfechterinnen öffentlicher
Medienfinanzierung den konservativen Politikerinnen. Sie berufen sich
auf Bewertungslisten der amerikanischen Nichtregierungsorganisation
Freedom Flouse sowie des Wirtschaftsmagazins 77ie Economist. Auf deren
Ranglisten zur Pressefreiheit befinden sich die skandinavischen Länder,
also dort, wo der Staat am meisten Mittel für die Unterstützung der Presse

ausgibt, regelmässig an der Spitze.
Und wie ist die demokratische Presse in den USA entstanden? In den

ersten hundert Jahren der US-Geschichte, als es noch keine Werbung gab,

war die Entwicklung einer demokratischen Presse nur dank staatlicher
Subvention (stark verbilligte Posttaxen und Druckkosten) möglich.® Der
amerikanische Journalismus ist also nicht ein Produkt des freien Marktes,
sondern eines Mischsystems von privater und öffentlicher Unterstützung.
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Auch die Demokratie in den USA ist nicht einfach in den Köpfen der Grün-
derväter entstanden. Sie ist erst durch die Vermittlung der Medien mög-
lieh geworden, die für eine breitere Öffentlichkeit Informationen und Dis-
kussionen von politischen Vorstellungen aufbereitet und verbreitet haben.
Oft wird Thomas Jefferson zitiert, der einmal gesagt haben soll: «Wenn ich
mich entscheiden müsste zwischen einer Regierung ohne Zeitungen oder
Zeitungen ohne Regierung, ich würde Letzteres wählen.»'"

3. Die /«/ormationsq'weZZen: Dem US-Publikum steht heute zwar mit TV, Ka-
belfernsehen und Internet eine nie gekannte Mediendichte zu Verfügung.
Doch die Medien informieren über immer weniger Themen. Im Kampf um
die Aufmerksamkeit des Publikums konzentrieren sie sich vor allem auf
Lifestyle, Celebrities, Sex, Verbrechen, Unfälle, Wetter und Sport. Bei Gro-
ssereignissen ähneln sich die Storys. Sie werden von immer weniger Re-

porterinnen verfasst, die immer mehr als Generalistlnnen arbeiten und
von einer schrumpfenden Zahl von Informationsquellen abhängig sind.
Gleichzeitig hat sich das Heer von PR-Leuten, die in der Regierung und in
der Privatwirtschaft tätig sind, vervielfacht. Auf eine Journalistin kom-
men heute fast fünf Vertreter der PR-Industrie. 2000 war das Verhältnis
noch eins zu drei."

Seit dem Ende des Kalten Kriegs wurde die Auslandsberichterstattung
massiv abgebaut. Das Schliessen der Auslandsbüros rechtfertigten viele
TV-Anstalten und Zeitungsverleger mit dem Sieg im Kalten Krieg. Die Welt
sei weniger gefährlich und «newsy» geworden. Aussenpolitik könne die
Öffentlichkeit der Elite überlassen. Die Berichte der Auslandskorrespon-
dentlnnen der damals führenden TV-Anstalten (ABC, CBS, AZßCJ erreich-
ten 198g mit 4000 Minuten pro Jahr einen Rekordstand. Bereits im Jahr 2000
waren die von den eigenen Korrespondenten produzierten Berichte um
mehr als die Hälfte (1700 Minuten) zurückgegangen.'"

Diesen Abbau an World-News wettzumachen versuchte der Nachrich-
tensender CAW. Doch der Sender ist seit Jahren hinter dem Hauptkonkur-
renten, dem konservativen Fox ZVeios, nur noch die Nummer zwei in der
Zuschauergunst. Für einen Grossteil der US-Bevölkerung sind die TV-Sen-
der die Hauptquelle für nationale und internationale Nachrichten - also
wichtiger als Zeitungen. Die Bevölkerung des Landes, das sich als einzige
Supermacht der Welt sieht, hat immer weniger Ahnung von dem, was in der
Welt vor sich geht.

4. Die MeeZienmacht: Während Jahrzehnten waren die wichtigsten Zeitun-
gen der USA im Besitz von Familien. In den t97oer- und i98oer-Jahren wur-
den die meisten Zeitungen in Aktiengesellschaften umgewandelt. Viele
Familienunternehmen hätten die Zeitungen weiterhin finanzieren kön-

MEDIEN, INTERNET-ÖFFENTLICHKEIT 33



nen. Aber die hohen Profitraten von Wall Street wurden ihnen wichtiger
als Investitionen in einen besseren Journalismus. Hier begann der Ein-
bruch des Qualitätsjournalismus, der durch das Internet beschleunigt
wurde. Noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts sorgten in den meisten ame-
rikanischen Städten mehrere Zeitungen für ein breites politisches Spekt-
rum. Inzwischen hat sich in der Medienbranche eine hohe Markteinstiegs-
barrière entwickelt. Heute braucht es für die Gründung einer Wochen-
oder Tageszeitung einen mehrstelligen Millionenbetrag. Nur eine
privilegierte Schicht von Produzenten hat noch Zugang zum Medien- und
Nachrichtenmarkt.

Die Inlandsberichterstattung liegt im Argen. Städte wie Los Angeles,
Chicago, Orlando, Buffalo, Omaha oder Hartford sind sogenannte «one
voice cities» geworden. Hier gehören die noch übrig gebliebene Zeitung,
das Lokalradio und das Fernsehen einem einzigen Besitzer. Seit 2003 er-
laubt der sogenannte «cross ownership» die Bildung solcher lokalen Mo-
nopole. Der Kolumnist David Sirota beschreibt die Folgen, wenn in einer
Stadt nur noch «eine Stimme» informiert: «Private Zeitungsbesitzer gelan-
gen in eine historisch einmalige Position. Sie sind in der Lage, die News so

zu gestalten, dass sie ihren persönlichen Interessen dienen. Unbequeme
Fakten bleiben im Dunkeln, Konflikte werden nicht ausgetragen. Die loka-
le Politik, die Wirtschaft sowie Wahlen können so gelenkt werden, wie es

in einer Stadt mit mehreren Zeitungen unmöglich wäre.»'^ Alternative In-
ternetportale sind zu schwach, um Gegensteuer zu geben. Die Medien
sind kein «watchdog» mehr.

5. /deo/ogie und Anrüdeo/ogie: In den USA der ig8oer-Jahre war der Anti-
kommunismus in Bevölkerung und Medien so stark verinnerlicht, dass

Chomsky und Herman vom Antikommunismus als «dominanter Religion»
sprachen. Die Journalistinnen standen unter ständigem Druck, keinerlei
Zweifel an ihrer antikommunistischen Haltung zuzulassen. Durch die un-
scharfe Beschreibung des Feindes als «Kommunist» konnte die Ideologie
dazu benutzt werden, sämtliche politischen Bewegungen als feindlich zu
stigmatisieren, die den American Way of Live infrage stellten oder den Di-
alog mit kommunistischen Staaten fördern wollten.

Die ideologische Ausrichtung führte zu einem Ungleichgewicht in der

Berichterstattung. Chomsky und Herman haben beobachtet, wie die NYT
über die Greueltaten der Roten Khmer in Kambodscha deutlich mehr be-
richtet hatte als über die ebenso gravierenden Menschenrechtsverletzun-

gen des indonesischen Militärs in Osttimor. Die Forscher führten das auf
folgenden Umstand zurück: Indonesien war ein wichtiger Verbündeter der
USA in Südostasien, während das kommunistische Kambodscha als Geg-

ner der USA eingestuft wurde.
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Nach dem Ende des Kalten Krieges und den Anschlägen vom 11. Septem-
ber 2001 wurde mit dem «Krieg gegen den Terror» ein neuer Feind und An-
tipode heraufbeschworen. «Wer nicht mit uns ist, ist gegen uns», lautete
der Kampfruf der US-Regierung. Wer die amerikanische Aussen- und
Kriegspolitik kritisierte, wurde als «soft on terrorism» oder als Sympathi-
sant des Terrorismus gebrandmarkt. Wie schädlich es für die Glaubwür-
digkeit des Journalismus ist, wenn Medien sich Patriotismus und Sicher-
heitsdenken distanzlos hingeben, zeigt das einleitende Beispiel der NYT.

Seit dem Ausbruch des Bürgerkrieges in der Ukraine gilt im Westen
Russland wieder als Feind. Wie zur Zeit des Kalten Krieges sind ähnliche
Phänomene in der Berichterstattung zu beobachten, die von Chomsky
und Herman vor dreissig Jahren festgestellt worden sind. So wird Putins
Russland mit der Lupe beobachtet, während über die mit dem Westen
verbündete Ukraine nur das berichtet wird, was man zu lesen und zu se-
hen wünscht. Wenige amerikanische Slawisten kritisieren die einseitige
Russlandberichterstattung. Stephen Cohen, ehemaliger Professor an den
Universitäten Princeton und New York, beklagt in der Zeitschrift The A/a-

Hon, dass über den Ukraine-Konflikt kaum kontradiktorisch debattiert
werde, es dominiere die Meinung der Falken.'" Nicolai N. Petro, der kürz-
lieh als Fulbright-Stipendiat ein Jahr in der Ukraine forschen konnte,
stellt die Frage, warum der russische Fernsehsender RT (ehemals Russia
Today) in den USA so populär sei. Es sei zu einfach, RTals eine vom Kreml
finanzierte Propagandamaschine abzutun. Vielmehr, so Petro, existiere
zwischen dem von amerikanischen Medien vermittelten Russlandbild
und dem realen Russland eine klaffende Lücke, die der Sender RT ge-
schickt ausnützet

Eine Bürgerinnenbewegung für Medienreform
Denver im April 2013 : Aus allen Ecken der USA haben sich im Bundesstaat
Colorado mehrere Tausend Vertreterinnen von Bürgerorganisationen,
Journalisten und bekannte Medienexpertinnen zu einer dreitägigen «Na-
tionalen Konferenz für Medienreform» versammelt. Eingeladen hatte
nicht eine Journalistengewerkschaft oder Medienfakultät, sondern eine
Bürgerbewegung, die für bessere Medien kämpft (www.freepress.net). Die
2003 gegründete Reformbewegung zählt mehrere Hunderttausend Sym-
pathisanten und Aktivistinnen, die mit Spenden ein Budget von gut drei
Millionen US-Dollar erzielen und damit rund dreissig Angestellte finan-
zieren. Free Press hat sich zu einer beachtlichen Bürgerinnenbewegung
entwickelt, ist aber ein kleiner Fisch im Haifischbecken des amerikani-
sehen Medienbusiness. Der für die politische Strategie von Free Press zu-
ständige Matt Wood meint in einem Gespräch: «Wir können die Medien-
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monopole nicht aufbrechen. Wir können höchstens versuchen, weitere
Konzentrationen zu verhindern.» Der Absolvent der prestigereichen Har-
vard Law School verteidigt die defensive Strategie von Free Press und zitiert
ein amerikanisches Sprichwort: Wer nicht am Verhandlungstisch sitzt,
über den wird verhandelt.

Die Medienreformbewegung ist mit harten Realitäten konfrontiert:
Monopole beherrschen in den USA die alten Medien. Auch im Netz sind di-
gitale Monopole entstanden. Das gleiche Internet, das einst als öffentli-
eher Raum für mehr Demokratie und Freiheit grosse Hoffnungen weckte,
entpuppte sich als beängstigendes System von Überwachung und Kont-
rolle. Das haben die Enthüllungen von Edward Snowden über die Geheim-
dienstaktivitäten in den USA und Europa gezeigt. Von den Internetgigan-
ten Facebook und Google, die sich lange als staatsferne Vorkämpfer von
Freiheit und Demokratie präsentiert haben, wissen wir heute, dass sie mit
dem Sicherheitsapparat (NSA) der US-Regierung eng zusammenarbeiten
und dafür lukrativ entschädigt werden. Wie wurde es möglich, dass das
«demokratische Werkzeug» Internet buchstäblich umgedreht und zu einer
Gefahr für die Demokratie wurde?

Antworten auf diese Frage gibt der amerikanische Medienexperte Ro-
bert W. McChesney.'" Der Mitbegründer und Vordenker der Bürgerbewe-
gung Free Press erinnert daran, dass das Internet ein Produkt langjähriger
Grundlagenforschung war, das mit öffentlichen Mitteln finanziert wurde
und mindestens zehnmal mehr gekostet habe als das Manhattan-Projekt
(Entwicklung der ersten Atombombe). Mitte der iggoer-Jahre erfolgte die
Privatisierung des Internets, und zwar hinter verschlossenen Türen. Die
digitale Revolution fiel zusammen mit dem Aufstieg des Neoliberalismus.
Privatisierung und Liberalisierung des Internets ermöglichten Innovation
und Wettbewerb, so wurde behauptet. Die Nutzniesser der Internetpriva-
tisierung in den USA waren dann aber der Kabelnetzmonopolist Comstat
oder Telecomriesen wie AT&T und Verizon, die sich den Markt für Internet-
anschlüsse aufgeteilt haben. Sie sind dafür verantwortlich, dass das glei-
che Land, in dem das Internet erfunden wurde, bei der Breitbandversor-

gung unter- und ungleich versorgt ist.
Susan Crawford, die ehemalige Technologieberaterin von Präsident

Obama, spricht Klartext: «Für ig Millionen Amerikaner vor allem in ländli-
chen Gebieten gibt es keinen Hochgeschwindigkeitsanschluss, zu wel-
chem Preis auch immer. Für ein Drittel der Amerikaner ist es einfach zu
teuer. Die Reichen werden verwöhnt, die Armen zurückgelassen. Einmal
mehr erschaffen wir zwei amerikanische Realitäten und vertiefen die Grä-
ben der Ungleichheit.»""

Auch die Erwartung, das Internet werde zu mehr medialer Vielfalt bei-
tragen, hat sich als Illusion erwiesen. Die am meisten besuchten Newssei-

36 WIDERSPRUCH-67/16



ten gehören Informationsanbietern, die mit den traditionellen Medien-
konzernen verbunden sind. Das Netz ist eine riesige Echokammer gewor-
den, wo ein blosses Recycling des gleichen Contents und der gleichen
Meinungen stattfindet. Das Internet hat den Konzentrationsprozess und
die Kommerzialisierung im Medienmarkt verstärkt.

Journalismus ist zum News-Marketing verkommen, sagt der an der
Duke-Universität lehrende James T. Hamilton.'® Früher habe der Inhalt ei-

ner Information ihre Wichtigkeit bestimmt. Heute stünden wirtschaftli-
che Fragen im Vordergrund: Welche Leute interessieren sich für welche
News? Wie viel sind sie bereit dafür zu bezahlen? Oder wie viel sind andere
zu zahlen bereit, um diese Leute mit ihrer Werbung zu erreichen? Heute
sei nicht mehr Aufklärung, Information oder der Auftrag, als «vierte Ge-

walt» im demokratischen Prozess zu wirken, sondern Gewinnmaximie-
rung das Ziel. Auch der Inhalt und die politische Ausrichtung der Medien
orientierten sich an jenem Zielpublikum, das für die Werbeindustrie inte-
ressant sei. Die Welt der ärmeren, nicht kaufkräftigen Bevölkerung, über
die eigentlich am meisten berichtet werden müsste, so Hamilton, passt
nicht mehr in das Marketingkonzept.

Ein scharfer Linkskurs der Bewegung?
Weil nicht mehr Qualitätsjournalismus an die Leserschaft, sondern ein
möglichst kaufkräftiges Publikum an Werbetreibende verkauft wird, passt
sich das Medium auch inhaltlich «nach oben» an. Amerikanische Medien-
wissenschaftlerinnen nennen das «up-scaling». So produzieren die gros-
sen US-Zeitungen seit Jahren sogenannte Style-Sections, in denen Journa-
listinnen mit leichten Feature-Storys das redaktionelle Umfeld für teuer
verkaufte Inserate für Luxusartikel schaffen. Eine andere Form von einge-
bettetem Journalismus.

Abgehängt werden die wirtschaftlich nicht interessanten Leserschich-
ten. Zum Beispiel die rund fünfzig Millionen in Armut lebenden Amerika-
nerlnnen oder die verarmende weisse Mittelklasse. Sie sind in den grossen
Medien selten ein Thema. Das ist auch Margaret Sullivan, der Ombudsfrau
der NYT, aufgefallen: «Natürlich sind sie [die Armen] ein Problem. Aber
wir sehen Armut als ein Problem <over there>.» Über die Welt der Reichen

hingegen schreibe die NYT regelmässig und es sei zu spüren, «dass wir zu
ihrer Welt gehören».® Bezahlte Zeitungen und Zeitschriften sind für die
abgehängte Bevölkerung schon lange Luxusartikel geworden, die in ihrem
Budget keinen Platz mehr haben.

In den USA herrscht nicht nur ein Digital Divide, ein ungleicher Zugang
zum Internet, sondern auch ein News Divide: Eine gut informierte, privi-
legierte Elite steht einer wachsenden Mehrheit gegenüber, die nicht mehr
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zur informierten Gesellschaft gehört. Für den Medienexperten und Akti-
visten Robert McChesney bedeutet dies: «Der Kampf um die Information
für alle Bürger ist die entscheidende Schlacht. Ziel einer Medienreform
muss sein, alle Bürger mit dem für das Überleben der Demokratie notwen-
digen Sauerstoff zu versorgen.» Auch die fünf Mediengiganten seien nicht
einfach ein Produkt des Marktes, sondern das Resultat einer falschen Poli-
tik, etwa gelockerte Antikartellgesetze, die korrigiert werden könne, präzi-
siert McChesney."" Er hat aber keine Illusionen. Im politischen Kontext von
heute seien solche Korrekturen unmöglich. Als Kronzeugen zitiert Mc-
Chesney Ex-Präsident Jimmy Carter: «In den USA gibt es keine funktionie-
rende Demokratie.»"' Eine erfolgreiche Medienreform, so bilanziert der

Aktivist, sei ohne eine Demokratiereform nicht möglich. In der sozialisti-
sehen Zeitschrift Monfh/y Reweiu fordert er einen «scharfen Linkskurs der

Medienreform-Bewegung». Den Essay beendet McChesney mit einem Slo-

gan vom Mai 1968: «Be Realistic, Demand the Impossible.»""
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